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I.  Zur Entstehung des Parteiverbots nach dem Grundgesetz

Seit dem Entwurf von Herrenchiemsee ist die Möglichkeit, zum Schutz der Verfas­
sung ein Parteiverbot vorzusehen, unstreitig gewesen. In Art.  47 Abs.  4 des Entwurfs 
waren bereits die Grundzüge festgelegt, die auch in der Folgezeit unverändert blie­
ben. Hiernach konnte das Bundesverfassungsgericht Parteien, die sich nach der Art 
ihrer Tätigkeit die Beseitigung der freiheitlichen und demokratischen Grundord­
nung zum Ziel gesetzt hatten, auf Antrag der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates für verfassungswidrig erklärt werden.1 Die Voraussetzungen für das Par­
teiverbot, seine Rechtsnatur und die Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts 
sind in den Beratungen des Parlamentarischen Rates unverändert geblieben, wenn­
gleich der Wortlaut in der Folgezeit – zum Teil aus Stilgründen – Änderungen er­
fuhr. So wurde die Wendung, dass politischen Parteien, die sich nach ihrem Pro­
gramm oder der Art ihrer Tätigkeit die Beseitigung der freiheitlichen demokra­
tischen Grundordnung „zum Ziel gesetzt“ hätten, durch die Formulierung ersetzt 
„die darauf ausgehen“, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträch­

1  Matz, JöR 1 (1951), 2.  Aufl., 2010, 207.
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tigen oder zu beseitigen.2 Diese Fassung erhielt wiederum eine Änderung des In­
halts, dass Parteien, die „nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhän­
ger“ darauf ausgingen, die freiheitliche oder demokratische Grundordnung zu besei­
tigen, vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig zu erklären waren.3 
Diese Formulierung erschien erforderlich, um eine Wiederholung des Substantivs 
„Ziel“ zu vermeiden. Hätte man die ursprüngliche Formulierung „die sich … zum 
Ziel gesetzt haben“ mit der späteren Einfügung „nach ihren Zielen oder dem Verhal­
ten ihrer Anhänger“ verbunden, so hätte die Bestimmung lauten müssen, dass „Par­
teien, die sich nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänger zum Ziel ge­
setzt haben, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder 
zu beseitigen“, verfassungswidrig seien. Das Verbum „darauf ausgehen“ ersetzte folg­
lich nur die Wendung „die sich … zum Ziel gesetzt haben“; eine über die Vermei­
dung einer pleonastischen Wendung hinsichtlich der Absicht ist mit dem Verbum 
„darauf ausgehen“ nicht verbunden gewesen.4 

Eine von dem Herrenchiemsee-Entwurf abweichende Formulierung betraf das 
Bundesverfassungsgericht, dessen Zuständigkeit für das Parteiverbot von vornherein 
feststand, aufgrund der Erstfassung – „kann“ – jedoch der Eindruck hätte erweckt 
werden können, dass dem Bundesverfassungsgericht hinsichtlich des Verbots ein Er­
messen zustand. Als Ergebnis der Beratungen wurde deshalb die Verfassungswidrig­
keit als Tatbestandsvoraussetzung und die Entscheidungszuständigkeit des Bundes­
verfassungsgerichts in zwei unterschiedlichen Sätzen bestimmt.5

Im Entwurf von Herrenchiemsee war die Antragsberechtigung auf die Bundesre­
gierung beschränkt, die hierzu der Zustimmung des Bundesrates bedurfte.6 Die An­
tragsberechtigung wurde in den Entwurf des Parlamentarischen Rates nicht aufge­
nommen, ohne dass diese Frage ausweislich der Protokolle diskutiert wurde. Hieraus 
ist der Schluss zu ziehen, dass die Antragsberechtigung durch das nach Art.  21 Abs.  3 
zu erlassende Gesetz als „Näheres“ bestimmt werden sollte. 

Art.  21 (in den Lesungen des Hauptausschusses noch Art.  21 a) erfuhr in der 2. und 
3. Lesung des Plenums des Parlamentarischen Rates folgende Fassung:

„(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausge­
hen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. 
Über die Frage der Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht.
(3) Das Nähere regeln Gesetze des Bundes.“

Art.  21 Abs.  2 ist während der Geltung des Grundgesetzes unverändert geblieben. 
Allerdings ist durch das 61. Änderungsgesetz zum Grundgesetz vom 13. Juli 2017 
(BGBl. I, 2046) Art.  21 Abs.  2 Satz 2 an dieser Stelle gestrichen und mit einer Ergän­
zung als neuer Abs.  4 in das Grundgesetz eingefügt worden. Mit dem gleichen Än­
derungsgesetz wurde ein neuer dritter Absatz eingefügt, der folgenden Wortlaut hat: 

2  Matz, (Fn.  1), 209.
3  Matz, (Fn.  1), 210.
4  Vgl. Matz, (Fn.  1), 209.
5  So Matz, (Fn.  1), 208.
6  Matz, (Fn.  1), 208.



3Verfassungsschutz durch Parteiverbot

„(3) Parteien, die nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgerichtet 
sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind von staatlicher Finan­
zierung ausgeschlossen. Wird der Ausschluss festgestellt, so entfällt auch eine steuerliche Be­
günstigung dieser Parteien und von Zuwendungen an diese Parteien.“ 

Art.  21 Abs.  4 hat seitdem folgenden Wortlaut:

„(4) Über die Frage der Verfassungswidrigkeit nach Absatz 2 sowie über den Ausschluss von 
staatlicher Finanzierung nach Absatz 3 entscheidet das Bundesverfassungsgericht.“

II.  Verfassungsgeschichtliche Vorläufer des Parteiverbots

Das Parteiverbot zum Schutz des Staates und seiner Verfassung hat erst im Grundge­
setz eine verfassungsrechtliche Grundlage erhalten. Zwar konnten auch in der Wei­
marer Republik Parteiverbote erlassen werden.7 Entsprechende Ermächtigungen 
enthielten die Republikschutzgesetze vom 21. Juli 1921 (RGBl. I, 585) und vom 25. 
März 1930 (RGBl. I, 91). Gestützt wurden Parteiverbote auch auf Verordnungen des 
Reichspräsidenten nach Art.  48 Abs.  2 WRV, mussten jedoch auf Verlangen des 
Reichstags aufgehoben werden (Art. 48 Abs.  4 WRV). Auf diesen Grundlagen sind 
zwischen 1922 und 1925 mehrfach Parteiverbote – u.a. auch der NSDAP – ergan­
gen.8 Allerdings wurden die Verbote wieder aufgehoben, so dass diese späterhin 
nicht mehr in Geltung waren und die radikalen Parteien ihre Agitation gegen die 
Republik weiterhin betreiben konnten.9

Ein Vergleich zwischen den in der Weimarer Epoche geltenden Rechtsgrundlagen 
für Parteiverbote und Art.  21 GG ergibt drei wesentliche Unterschiede. Die Zustän­
digkeit für Parteiverbote liegt nach dem Grundgesetz beim Bundesverfassungsge­
richt und ist Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens. In der Weimarer Republik 
ergingen Parteiverbote demgegenüber durch die Exekutive und konnten nur be­
grenzt gerichtlich angefochten werden. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass 
nach Art.  21 Abs.  2 GG verfassungswidrige Parteien als solche zu erklären sind, das 
Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit also nur festzustellen hat. Die 
Parteiverbote in der Weimarer Republik ergingen demgegenüber als gestaltende 
Akte der Exekutive. Der dritte grundlegende Unterschied zwischen dem Parteiver­
bot nach Art.  21 Abs.  2 GG und seinen Vorläufern besteht darin, dass ein Verbot 
durch das Bundesverfassungsgericht zeitlich unbegrenzt gilt, was dadurch bestätigt 
wird, dass auch Nachfolgeorganisationen verboten sind (§  46 Abs.  3 Satz 1 BVerfGG). 
Die exekutivischen Parteiverbote während der Weimarer Epoche konnten demge­
genüber durch Gesetz, wenn sie Gegenstand eines Gesetzes waren, oder durch  
Beschluss des Reichstages – bei solchen der Länder auch durch Anordnung des 
Reichspräsidenten – aufgehoben werden. Die wechselnden Versuche der Weimarer 
Republik, sich ihrer schärfsten Gegner zu erwehren oder gar zu entledigen, stellen 
gleichzeitig Anzeichen für die abnehmende Stabilität des Staates dar. 

7  Grundlegend Stein, Parteiverbote in der Weimarer Republik, 1999.
8  Vgl. Stein, Parteiverbote in der Weimarer Republik, 1999, 69 ff., 145 ff.
9  Vgl. Stein, Parteiverbote in der Weimarer Republik, 1999, 200 ff.
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Ein weiterer Unterschied zwischen den Verbotsverfahren in der Weimarer Repu­
blik und der Bundesrepublik besteht darin, dass die Weimarer Parteiverbote die von 
den betreffenden Parteien errungenen Parlamentsmandate unberührt ließen. Diese 
konnten ihre Agitation – namentlich im Reichstag – ungehindert fortsetzen. Der 
„Freifahrtschein“ – nämlich die Bestimmung der Weimarer Reichsverfassung, die 
den Mitgliedern des Reichstags die freie Fahrt auf allen deutschen Eisenbahnen ge­
währte (Art.  40 WRV) – war geradezu ein Ausdruck der Schwäche der Republik 
und erlaubte den Parteien weiterhin eine hemmungslose Agitation im Reichstag. 

III.  Das Verbot der sozialistischen Reichspartei (SRP)

Am 19. November 1951 stellte die Bundesregierung beim Bundesverfassungsgericht 
den Antrag, die Sozialistische Reichspartei (SRP) nach Art.  21 Abs.  2 GG für verfas­
sungswidrig zu erklären. Das Bundesverfassungsgericht beschloss am 24. Januar 
1952, das Verfahren durchzuführen. Die mündliche Verhandlung fand im Juli statt 
und war von Protestkundgebungen begleitet. Der für das Verfahren zuständige Erste 
Senat erließ am 15. Juli 1952 eine einstweilige Anordnung, mit der der Sozialisti­
schen Reichspartei und ihren Unterorganisationen jegliche Propaganda und öffentli­
che Werbung in Wort, Ton, Bild und Schrift bis zur Verkündung des Urteils in der 
Hauptsache verboten wurde.10 Die Innenminister der Länder wurden mit der Durch­
führung und Vollstreckung der einstweiligen Anordnung beauftragt; ihnen sollten 
unmittelbare Weisungsbefugnisse gegenüber allen Polizeiorganen zustehen.11 Wört­
lich heißt es in der Begründung: 

„Das Bundesverfassungsgericht erblickt in dem Verhalten der Sozialistischen Reichspartei 
und ihrer Anhänger während des schwebenden Verfahrens eine Missachtung des Gerichts 
und eine unzulässige Einflussnahme auf das Gericht und die Öffentlichkeit.“12

Mit Urteil vom 23. Oktober 1952 wurde die Sozialistische Reichspartei für verfas­
sungswidrig erklärt und aufgelöst.13

In der Begründung des Verbots setzt sich der Senat zunächst mit dem Begriff der 
„freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ auseinander und findet die folgende 
– gewissermaßen klassische – Umschreibung: 

„Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Art.  21 Abs.  2 GG ist eine Ord­
nung, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche 
Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen 
der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden 
Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den im Grundgesetz 
konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben 
und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der 
Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das 

10  BVerfGE 1, 349.
11  BVerfGE 1, 349 (350).
12  So BVerfGE 1, 349 (351).
13  BVerfGE 2, 1 (2).
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Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht 
auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.“14

Das Bundesverfassungsgericht fasste die Beweisaufnahme, die auf knapp 50 Seiten im 
Einzelnen dargelegt wird, in folgenden Ergebnissen zusammen:

1. � Die SRP missachte die wesentlichen Menschenrechte, besonders die Würde des 
Menschen, das Recht der Persönlichkeit auf freie Entfaltung und den Grundsatz 
der Gleichheit vor dem Gesetz. Vor allem die von ihr betriebene Wiederbelebung 
des Antisemitismus belege das nachdrücklich.15

2. � Die SRP bekämpfe die demokratischen Parteien der Bundesrepublik in einer 
Weise, die erkennen lasse, dass sie nicht nur in legitimer Weise ihr eigenes Pro­
gramm gegenüber konkurrierenden Parteien in ein helles Licht rücken wolle, 
sondern in ihren politischen Zielen darauf ausgehe, die anderen Parteien aus dem 
politischen Leben auszuschalten. Sie bekämpfe also nicht eine jeweils andere Par­
tei, sondern das für die freiheitliche Demokratie wesentliche Mehrparteienprin­
zip.16 

3. � Die innere Organisation der SPR sei durch das Führerprinzip gekennzeichnet. 
Der Eintritt in die Partei sei nicht frei, sondern könne willkürlich verweigert 
werden. Der Ausschluss aus der Partei könne durch autoritäre Auflösung ganzer 
Gebietsverbände geschehen. Darüber hinaus könne gegen Einzelne willkürlich 
und ohne ordnungsgemäßes Verfahren der Ausschluss praktiziert werden.17

4. � Die SRP sei in ihrem Programm, ihrer Vorstellungswelt und ihrem Gesamtstil 
der früheren NSDAP wesensverwandt. Das Programm vermeide ein Bekenntnis 
zur Demokratie. Der Gesamtstil zeige Übereinstimmungen mit dem der NSDAP. 
Dies erweise sich vornehmlich im Auftreten von Nebenorganisationen, in System 
und Mitteln der Propaganda, im Kult mit sogenannten Blutzeugen, in der Wie­
derbelebung der Dolchstoß-Lüge, in der Vergiftung des politischen Lebens durch 
systematische Herabsetzung der Regierungsorgane und ihrer Tätigkeit sowie der 
Missachtung der staatlichen Symbole und der staatlichen Rechtsordnung über­
haupt. Dass die SRP sich selbst als Nachfolgeorganisation der NSDAP fühle, zei­
ge sich in der personellen Zusammensetzung der Führungsschicht, die überwie­
gend aus ehemaligen Nationalsozialisten bestehe, in der Bemühung der Partei, 
frühere Nationalsozialisten als Parteimitglieder zu gewinnen – nicht obwohl, 
sondern weil sie Nationalsozialisten waren – und in der unverhohlenen Glorifi­
zierung Hitlers.18

Nach alledem sei erwiesen, dass die SRP, und zwar seit dem Beginn ihres Wirkens, 
darauf ausgehe, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen 
und schließlich zu beseitigen. Der festgestellte Sachverhalt erfülle mithin den Tatbe­
stand des Art.  21 Abs.  2 GG.19

14  So BVerfGE 2, 1 (LS 2).
15  BVerfGE 2, 1 (68).
16  BVerfGE 2, 1 (68 f.).
17  BVerfGE 2, 1 (69).
18  BVerfGE 2, 1 (70).
19  So BVerfGE 2, 1 (70).
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Mit der Feststellung der Verfassungswidrigkeit stellte sich unausweichlich die Fra­
ge, welche Rechtsfolgen das Parteiverbot hinsichtlich der Mandatsträger haben wür­
de, die als Direktkandidaten oder Listenbewerber der SRP gewählt worden waren.20 
Das Problem ist während der Beratungen des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes er­
kannt, aber keiner Regelung zugeführt worden, so dass der Schluss nahelag, dass die 
Parlamentsmandate von dem Verbot unberührt blieben. Der Senat stellte zwar ein 
„Spannungsverhältnis“ zwischen Art.  21 Abs.  2 und dem Grundsatz des freien Man­
dats (Art.  38 Abs.  1 GG) fest, hielt es aber für widersprüchlich, wenn einer verbote­
nen Partei Agitationsmöglichkeiten gerade in den Willensbildungsorganen des Vol­
kes erhalten blieben.21 Das Bundesverfassungsgericht setzte sich damit entschieden 
von der Verbotspraxis in der Weimarer Republik ab, nach der die von verbotenen 
Parteien errungenen Parlamentsmandate ihren Trägern erhalten blieben.22

Im Tenor des Urteils wird unter Ziffer I Nr.  4 ausdrücklich festgestellt: 

„Die Bundestags- und Landtags-(Bürgerschafts-)Mandate der Abgeordneten, die aufgrund 
von Wahlvorschlägen der Sozialistischen Reichspartei gewählt sind oder zur Zeit der Urteils­
verkündung der Sozialistischen Reichspartei angehören, fallen ersatzlos fort.

Die gesetzliche Mitgliederzahl der betroffenen Parlamente vermindert sich um die Zahl 
der fortgefallenen Mandate; die Gültigkeit parlamentarischer Beschlüsse wird hierdurch nicht 
berührt.“

Die SRP war im Niedersächsischen Landtag mit 16 von insgesamt 158, in der Bre­
mischen Bürgerschaft mit 8 von insgesamt 100 Abgeordnetensitzen vertreten.23 Bei 
den Wahlen zum 1. Deutschen Bundestag nahm die SRP unter diesem Namen nicht 
teil. Durch Übertritte war sie vorübergehend mit zwei Mandaten vertreten.24

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über den kraft des Grundgesetzes 
eingetretenen Mandatsverlust ist nicht unwidersprochen geblieben und hat noch Jah­
re später zu einem Vorlagebeschluss des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs ge­
führt.25 Anlass für diesen Beschluss war eine Vorschrift des Niedersächsischen Lan­
deswahlgesetzes (§  8 Abs.  1 Nr.  6 NLWG a.F.), die den Mandatsverlust für Abgeord­
nete bestimmte, deren Partei vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig 
erklärt wurde. Im Niedersächsischen Landtag gehörten zwei Abgeordnete der KPD 
an, die vom Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 17. August 195626 für verfas­
sungswidrig erklärt worden war. Der für den Mandatsverlust erforderliche Landtags­
beschluss wurde hinsichtlich seiner Rechtmäßigkeit problematisiert und führte im 
Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens zu einem Vorlagebeschluss des Niedersäch­
sischen Staatsgerichtshofs gemäß Art.  100 Abs.  3 GG. Hiernach bedarf es einer Vor­
lage an das Bundesverfassungsgericht, wenn ein Landesverfassungsgericht bei der 
Auslegung des Grundgesetzes von der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge­
richts abweichen will. Die Rechtsprechung des Ersten Senats hinsichtlich des Man­
datsverlusts war eindeutig. Da der Senat den Wegfall der Mandate unmittelbar aus 

20  BVerfGE 2, 1 (72).
21  BVerfGE 2, 1 (72).
22  BVerfGE 2, 1 (73 f.).
23  So BVerfGE 2, 1 (2 Ziff. I 4).
24  Vgl. BVerfGE 2, 1 (4).
25  NStGHE 1, 34.
26  BVerfGE 5, 85.
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Art.  21 Abs.  2 GG ableitete, ohne dass es einer gesetzlichen Regelung bedurfte, wa­
ren die in der Folge erlassenen Bestimmungen im Bundeswahlgesetz und den Lan­
deswahlgesetzen (nur) deklaratorisch. Dies galt auch für §  8 Abs.  1 Nr.  6 NLWG, so 
dass der Staatsgerichtshof implizit dessen Vereinbarkeit mit Art.  38 GG anzweifelte. 

Die folgende Begründung des Beschlusses durch den Staatsgerichtshof, in dem er 
sich eingehend mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auseinander­
setzte und sich hierbei auf Gerichtsurteile und Literaturstimmen berief27, lässt erken­
nen, dass dessen Autorität seinerzeit keineswegs unbestritten war. Es erschien indes 
als gänzlich ausgeschlossen, dass das Bundesverfassungsgericht seine Auslegung des 
Art.  21 Abs.  2 GG revidieren und damit die in dessen Befolgung ergangenen Bestim­
mungen des Bundeswahlgesetzes und der Landeswahlgesetze als verfassungswidrig 
ansehen würde. 

Eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über den Vorlagebeschluss des 
Staatsgerichtshofs ist nicht ergangen. Zunächst wurde die Sache in Karlsruhe dila­
torisch behandelt. Zwischenzeitlich erledigte sich das zugrundeliegende Wahlprü­
fungsverfahren. Schließlich erging eine an den Staatsgerichtshof gerichtete Anfrage, 
ob das Verfahren weiter betrieben werden solle; dies war offenbar nicht der Fall. 

Das SRP-Urteil ist ein Meilenstein in der frühen Geschichte der Bundesrepublik. 
Der Erste Senat zeigte sich von vornherein entschlossen, rechtsradikalen Bewegun­
gen entgegenzutreten. Schon die einstweilige Anordnung vom 15. Juli 1952, mit der 
der SRP weitere Propaganda und Versammlungen verboten wurden – die Anleihe 
beim amerikanischen „Contempt of Court“ ist offensichtlich – und die Anweisung 
an die Landesinnenminister zur Durchsetzung des Verbots zeigen ein ausgeprägtes 
Selbstbewusstsein. Die Definition der „freiheitlichen demokratischen Grundord­
nung“ hat sich als klassisch erwiesen und ist seither nicht übertroffen worden. Auch 
die Begründung des Verbots mit der „Wesensverwandtschaft“ der SRP mit der NS­
DAP hat in der späteren Rechtsprechung noch eine wesentliche Rolle gespielt. Letzt­
lich war die Ableitung des Mandatsverlustes unmittelbar aus Art.  21 Abs.  2 GG eben­
so kühn wie folgerichtig. Wäre die Entscheidung über den Mandatsverlust dem Ge­
setzgeber überlassen worden, so hätten entsprechende Regelungen mit Sicherheit den 
Vorwurf eines Verstoßes gegen Art.  38 Abs.  1 GG auf sich gezogen und vermutlich 
wiederum zu einem Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht geführt. Diese 
Aussicht mag auch ein Grund für die Entschlossenheit des Senats gewesen sein, in der 
Sache selbst zu entscheiden. Wie erwähnt, wirkte sich der Mandatsverlust lediglich 
auf die Zusammensetzung des Niedersächsischen Landtags und der Bürgerschaft 
Bremens aus.28 

IV.  Das KPD-Urteil

Zum gleichen Zeitpunkt, zu dem die Bundesregierung beim Bundesverfassungsge­
richt das Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP) beantragt hatte, erging ein 
Antrag, die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) für verfassungswidrig zu 

27  Vgl. NStGHE 1, 34 (52).
28  Vgl. BVerfGE 2, 1 (4).
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erklären. Die Zeitgleichheit der Anträge sollte dem Eindruck in der Öffentlichkeit 
vorbeugen, die Bundesregierung würde den politischen Radikalismus nur in einer 
Richtung bekämpfen. Die Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, an deren 
Ende jeweils das Verbot der betreffenden Partei stand, hätten allerdings unterschied­
licher nicht ausfallen können. Auch die Urteile selbst unterscheiden sich im Umfang, 
im Duktus und in der Begründung erheblich. 

Das Urteil im SRP-Verfahren war binnen eines Jahres gefällt worden.29 Demge­
genüber brauchte der Erste Senat fast fünf Jahre, um zu einer Entscheidung im 
KPD-Verfahren zu gelangen.30 Die mündliche Verhandlung begann am 23. Novem­
ber 1954 und wurde erst am 14. Juli 1955 – nach 51 Prozesstagen – beendet.31 Die 
Abfassung des Urteils nahm mehr als ein Jahr in Anspruch.32 

Das Urteil wurde am 17. August 1956 verkündet und ist mit 308 Seiten33 eines der 
längsten Urteile des Bundesverfassungsgerichts. Im Gegensatz zum SRP-Urteil wird 
die Verfassungswidrigkeit der Partei nicht in erster Linie mit dem Verhalten – und 
der Biographie – der Anhänger, sondern mit der Theorie des Marxismus – Leninis­
mus begründet. Der Erste Senat scheute sich nicht, den Kommunismus in seinen 
historischen und philosophischen Wurzeln zu verfolgen und bestehenden Prinzipien 
des bürgerlichen Rechtsstaates gegenüberzustellen.34

Auf den Vortrag der KPD, ein Verbot würde die Wiedervereinigung der beiden 
deutschen Staaten erschweren oder unmöglich machen, entgegnete der Senat, dass 
sein Urteil nur für den vom Grundgesetz zeitlich und sachlich beherrschten Raum 
gelte und somit einer gesamtdeutschen Wahl unter Einschluss der KPD nicht entge­
genstünde. Auch wird betont, dass eine Partei schon dann verfassungswidrig sei, 
wenn sie ihre Ziele vorgeblich erst nach der Wiedervereinigung verfolgen würde. Es 
sei unerheblich, ob es sich hierbei um Nahziele oder Fernziele handele.35 Wörtlich 
wird zu diesem Fragenkomplex ausgeführt: 

„Eine Partei kann nach dem Gesagten auch dann verfassungswidrig im Sinne des Art.  21 
Abs.  2 GG sein, wenn nach menschlichem Ermessen keine Aussicht darauf besteht, daß sie 
ihre verfassungswidrige Absicht in absehbarer Zeit werde verwirklichen können. Ebensowe­
nig ist die Anwendung des Art.  21 Abs.  2 GG deshalb ausgeschlossen, weil eine Partei etwa die 
Realisierung ihrer verfassungswidrigen Ziele zurückstellt, da sie im Augenblick keine Aus­
sicht auf Verwirklichung sieht; wenn die verfassungsfeindliche Absicht überhaupt nachweis­
bar ist, braucht nicht abgewartet zu werden, ob sich die politische Lage ändert und die Partei 
nun die Verwirklichung ihrer verfassungswidrigen Ziele tatsächlich in Angriff nimmt.“36

Nach dem Verbot von 1956 gab es einzelne linksextremistische Splittergruppen, aber 
keine Partei, die als Nachfolgeorganisation der KPD hätte angesprochen werden 
können. Dies änderte sich im Jahr 1968, als die Deutsche Kommunistische Partei 

29  Die Antragsschrift trägt das Datum vom 19.11.1951, das Urteil datiert vom 23.10.1952.
30  Das Urteil ist am 17. August 1956 verkündet worden (BVerfGE 5, 85).
31  BVerfGE 5, 85 (107). 
32  Zum Verfahren aufgrund der Prozessakten vgl. Darnstädt, Verschlusssache Karlsruhe. Die inter­

nen Akten des Bundesverfassungsgerichts, 2018, 33 ff., dessen vom „Spiegel“ geprägter Stil dem Gegen­
stand nicht angemessen ist.

33  BVerfGE 5, 85–393.
34  BVerfGE 5, 85 (147 ff.).
35  So BVerfGE 5, 85 (143).
36  So BVerfGE 5, 85 (143).
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(DKP) gegründet wurde, die in ihrer Zielsetzung und personellen Besetzung deutli­
che Kontinuitätslinien zur verbotenen KPD aufwies. Die DKP beteiligte sich erst­
malig an den Wahlen zum 7. Deutschen Bundestag (1972), bei denen sie 0,4 % der 
Erststimmen und 0,3 % der Zweitstimmen errang. Bei den Bundestagswahlen 1976 
entfielen auf die DKP 0,5 % der Erststimmen und 0,3 % der Zweitstimmen. Bemü­
hungen, auch gegen die DKP ein Verbotsverfahren einzuleiten, sind nicht bekannt, 
obwohl ein solches Verfahren sich auf die Feststellung hätte beschränken können, 
dass es sich um eine verbotene Ersatzorganisation handelte (§  33 PartG).37 Freilich 
hätte es der Ostpolitik der sozial-liberalen Koalition kaum entsprochen, Maßnahmen 
gegen die DKP, die auch bei den folgenden Bundestagswahlen nicht über 0,2 % der 
Zweitstimmen hinauskam, zu ergreifen. Ob entsprechende – informelle – Abreden 
mit der Führung der DDR getätigt worden sind, ist nicht auszuschließen, aber auch 
nicht zu belegen. Unzweifelhaft ist indes, dass die DKP teilweise von der DDR fi­
nanziert und damit auch gesteuert wurde.

V.  Das Scheitern des NPD-Verbots

Im Gegensatz zur DKP gewann die am rechten Rand des politischen Spektrums 
anzusiedelnde Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) zeitweise erheb­
lich an Zulauf. Ihren Höhepunkt erreichte sie bei den Bundestagswahlen im Jahr 
1969, bei denen sie auf 4,3 % der Zweitstimmen kam und damit die Sperrklausel von 
5 % nur knapp verfehlte. Bei den folgenden Bundestagswahlen entfielen auf die NPD 
nur marginale Stimmzahlen, so dass der Eindruck entstand, das Problem des Rechts­
radikalismus habe sich erledigt. Dies war allerdings ein Fehlschluss, denn die NPD 
errang nach der Vereinigung in einzelnen Bundesländern nicht unbedeutende Wah­
lerfolge.38 

Die Bundesregierung beantragte am 30. Januar 2001 die Feststellung der Verfas­
sungswidrigkeit der NPD; Anträge des Bundestages und des Bundesrates folgten am 
30. März 2001. Der Bundesregierung war es damit gelungen, auch die übrigen an­
tragsberechtigten Organe zu einer Antragstellung zu bewegen und damit in das Ver­
botsverfahren einzubinden. Bundestag und Bundesrat reichten selbständige Antrags­
begründungen ein.39 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht zunächst beschlossen hatte, das Verfahren 
durchzuführen, damit der Vorschrift des §  45 BVerfGG Genüge getan hatte40 und die 
Termine zur mündlichen Verhandlung für Februar 2002 festgelegt worden waren, 
wurden diese überraschend durch den Beschluss vom 22. Januar 2002 aufgehoben.41 
In einem Telefongespräch zwischen dem Bundesinnenministerium und dem Be­

37  Unter den Voraussetzungen des §  33 Abs.  3 PartG wäre sogar ein administratives Verfahren in 
Betracht gekommen; vgl. Stein, in: Ipsen (Hrsg.), ParteienG, 2. Auflage 2018, §  33 Rn.  20.

38  Bei den Landtagswahlen 2004 in Sachsen errang die NPD 9,2 %, in Mecklenburg-Vorpommern 
(2006) 7,3 %, in Thüringen (2009) 4,3 % und in Sachsen-Anhalt (2011) 4,6 % der Stimmen. Vergleich­
bare Stimmenzahlen hat die NPD in den „alten“ Bundesländern nicht erreicht.

39  Vgl. zu dem Verfahren Gelberg, Das Parteiverbotsverfahren nach Art.  21 Abs.  2 GG am Beispiel 
des NPD-Verbotsverfahrens, 2009.

40  BVerfGE 104, 63 (65).
41  BVerfGE 104, 370 (372).
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richterstatter des Zweiten Senats hatte sich herausgestellt, dass eine vom Bundesver­
fassungsgericht geladene Auskunftsperson, die dem Vorstand der NPD angehörte, 
zugleich als V-Mann für eine Landes-Verfassungsschutzbehörde tätig war. Vorder­
gründig ging es nur um den Umstand, dass dem Funktionär durch die Behörde eine 
Aussagegenehmigung erteilt worden war, weil er sich in einem besonderen Ver­
pflichtungsverhältnis zu dem betreffenden Land befand. Aufgrund dieser Informati­
on musste der Senat allerdings damit rechnen, dass die Doppelrolle des Funktionärs, 
auf dessen Publikationen sich auch die Antragsschriften stützten, in der mündlichen 
Verhandlung offenbar werden und das Verfahren damit in ein zweifelhaftes Licht 
rücken würde. Im Senat wurde deshalb die Auffassung vertreten, dass unter den ge­
gebenen Umständen das Verfahren nicht durchgeführt werden könnte. Zwar sah die 
Mehrheit des Senats kein Hindernis, dem Verfahren Fortgang zu geben.42 Da zu der 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit aber eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Senatsmitglieder notwendig war (§  15 Abs.  4 Satz 1 BVerfGG), wäre die Minderheit 
von drei Richtern in der Lage gewesen, in jedem Fall ein Verbot der NPD zu ver­
hindern. Insofern erschien es als pragmatische Lösung, das Verfahren ohne mündli­
che Verhandlung einzustellen und Grundsätze für zukünftige Verbotsverfahren auf­
zustellen. Hiervon machte der Senat reichlich Gebrauch und erklärte es für erforder­
lich, dass im Zeitpunkt der Antragsstellung die inkriminierte Partei „staatsfrei“ sein 
müsse, mit anderen Worten keine V-Leute oder Agenten der Verfassungsschutzorga­
ne in ihr tätig sein dürften.43 Begründet wurde dies im Wesentlichen mit dem 
Grundsatz der Fairness, der es verbiete, eine Partei während eines anhängigen verfas­
sungsgerichtlichen Verfahrens auszuspähen und damit gegebenenfalls auch an Infor­
mationen über die Verfahrensführung zu gelangen.44

Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Postulat der „Staatsfreiheit“ in der Sa­
che eine zusätzliche Verbotsvoraussetzung aufgestellt, die insofern problematisch ist, 
als die Tätigkeit von V-Leuten der Bundesregierung nicht notwendig bekannt ist, 
und illoyale Geheimdienstbehörden insofern jederzeit die Möglichkeit hätten, ein 
beabsichtigtes oder in Gang gesetztes Verbotsverfahren zu verhindern. Zwar verlau­
tete aus Kreisen des Bundesverfassungsgerichts, das Gericht habe im NPD-Verfahren 
keine Entscheidung in der Sache getroffen, so dass eine erneute Antragstellung mög­
lich sei. Indes waren schon seinerzeit die faktischen Schwierigkeiten eines künftigen 
Verbotsantrags unübersehbar und ergaben für die politische Führung das Dilemma, 
die NPD einerseits an den Segnungen des Parteienstaates teilhaben lassen zu müssen, 
andererseits sie aber ständig als Gefahr für die freiheitlich demokratische Grundord­
nung zu bezeichnen.

Das (erste) Verbotsverfahren gegen die NPD und seine Beendigung hinterlassen 
einen zwiespältigen Eindruck. Man mag es schon aus Gründen der Staatsräson für 
vertretbar halten, keine mehrtätige mündliche Verhandlung durchzuführen, wenn 
von vornherein feststeht, dass die notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit im Senat nicht 
erreichbar ist. Auch hätte die Gefahr bestanden, dass die Doppelrolle einer Aus­
kunftsperson als Vorstandsmitglied und „V-Mann“ des Verfassungsschutzes offenbar 

42  BVerfGE 107, 339 – abw. Votum der Richter Sommer, Jentsch, Di Fabio und Mellinghoff, 379 ff.
43  BVerfGE 107, 339 (365).
44  BVerfGE 107, 339 (368 f.).
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